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Betreff: Dezernat(e) [\

Bebauungsplan Nahversorgungsstandort ,,Am Giickelsberg"” im Ortsbezirk Mainz-Kostheim

- Satzungsbeschluss -
Anlage/n siehe Seite 3

[]Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich .
Kéammerei reine Personalvorlage " | = s.unten
Rechtsamt nicht erforderlich @ erforderlich -
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich erforderlich -
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich f‘
- der HGO nicht erforderlich erforderlich -
StraRenverkehrsbehdrde nicht erforderlich erforderlich -
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich .
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich .
Beratungsfolge DL-NTr.
(wird von Amt 16 ausgefiillt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich (¢
Kommission nicht erforderlich erforderlich
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich

Magistrat

Eingangsstempel Buro des Magistrats
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X wird im Internet/PIWI veréffentlicht
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[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden,

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[] - siehe gesonderte Stellungnahme
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel

[] rot

X grin

Prognose Zuschussbedarf:

abs.:
in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

Investitionscontrolling

[ ] Investition

Budget verfligte Ausgaben (Ist):

[l

Instandhaltung

abs.:
in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um

[ ] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung

HMS Mai 2020

763.074,21

2,2%

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. . (Sperre, Kontierung | Kontierung .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kc_)sten Beda_rf apl/iapl Ertrag) (Objekt) (Konto) Bezeichnung
in€ in€ ine
x Bekanntmachu 350,00 1300153 | 684000 Amtl.
ng Bekanntmachung
Summe einmalige Kosten: 350,00

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Es ist beabsichtigt, zwei Lebensmittelnahversorger aus dem Bereich ,Mfflingstra3e" an einen
neuen Standort ,,Am Guckelsberg" zu verlagern. Zusétzlich zur Verlagerung werden erganzende
Einzelhandelsflachen wie ein Getrankemarkt, ein Drogeriemarkt und weitere Nutzungen (z. B.
Apotheke, Béacker bzw. eine Konditorei mit Auspragung Gastronomie) vorgesehen. Der neu
entstehende Nahversorgungsstandort dient der Versorgung der Ortsteile Mainz-Kastel und
Mainz-Kostheim und dem aktuell in Planung befindlichen LindeQuartier mit ca. 800
Wohneinheiten und bindet diese drei Stadtbausteine raumlich zusammen. Aktuell befindet sich
der westliche Teil des Ortsbezirks Mainz-Kostheim in einem Transformationsprozess, von einem
stark gewerblich gepréagten Stadtbereich hin zu einem attraktiven Wohn- und Gewerbestandort.
Im Rahmen der Planung soll auch die Nutzungsmischung aus Wohnen und Gewerbe westlich
des geplanten Nahversorgungsstandorts gesichert werden.

Anlagen:

Offentlich:

1 Ubersicht tiber den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nahversorgungsstandort
~Am Gickelsberg“ im Ortsbezirk Mainz-Kostheim

Nicht éffentlich:

2 Stadtebaulicher Vertrag zum Bebauungsplan

Offentlich:

Bebauungsplan

Textliche Festsetzungen des Bebauungsplans

Begriindung des Bebauungsplans

Dokumentation der frithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit

Zusammenstellung der Stellungnahmen zur Beteiligung der Offentlichkeit und der

Behoérden und sonstigen Trager offentlicher Belange mit Beschlussvorschlagen

~No ok~ w

Die Anlagen sind im INTRANET in der raumbezogenen Informationsverarbeitung (RIV) im
raumbezogenen Informationssystem (RIS) digital verflgbar (http:/riv/infogis/riv/riv3.html).
Erganzend wird die Anlage (Nr. 3) zu den Sitzungen bereitgehalten.

C Beschlussvorschlag:

1 Es wird zur Kenntnis genommen, dass

- eine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) durchgefiihrt wurde (Anlage 6 zur Vorlage),

- die frihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange
nach § 4 Abs. 1 BauGB durchgefiihrt wurde,

- zeitgleich zur offentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB die Beteiligung der
Behdrden und sonstigen Tréager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB
durchgefihrt wurde,

- die Themen Klimaschutz und Klimaanpassung im Bauleitplanverfahren bertcksichtigt
wurden.

2 Deninder Anlage 7 zur Vorlage formulierten Beschlussvorschlagen wird zugestimmt.

3 Der stadtebauliche Vertrag (Anlage 2 zur Vorlage) wird beschlossen.


http://riv/infogis/riv/riv3.html
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4  Der Bebauungsplan Nahversorgungsstandort ,,Am Glckelsberg” (Anlage 3 und 4 zur
Vorlage) wird nach § 10 Abs.1 BauGB als Satzung beschlossen.

5 Eswird zur Kenntnis genommen, dass

- der Satzungsbeschluss des Bebauungsplans nach § 10 Abs. 3 BauGB ortsublich
bekannt gemacht wird,

- der in Kraft getretene Bebauungsplan mit der Begriindung und der
zusammenfassenden Erklarung nach 8§ 10 a Abs. 2 BauGB ergénzend auch in das
Internet eingestellt wird.

6 Die Finanzierung der durch die Landeshauptstadt Wiesbaden zu tragenden Kosten ist im
Einzelfall imm Rahmen des jeweils betroffenen Dezernatsbudgets zu decken. Die
Umsetzung der im Einzelnen geplanten MaRnahmen erfolgt vorbehaltlich der jeweils zur
Verflgung stehenden Haushaltsmittel und unter Beachtung der finanziellen
Leistungsfahigkeit der Landeshauptstadt Wiesbaden.

D Bedriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Allgemein:

Auf einer Teilflache von ca. 21.000 m? sollen Betriebe mit einer zentrenrelevanten
Verkaufsflache von insgesamt maximal 5.000 m2 angesiedelt werden. Die Betriebe des
Lebensmitteleinzelhandels sollen durch weitere Einzelhandelsnutzungen erganzt werden.
Dazu zahlen ein Getrankemarkt, ein Drogeriemarkt sowie weitere Nutzungen, die den
Nutzungsmix abrunden (z. B. Arztehaus, Backerei, Konditorei mit Gastronomie). Das
Nutzungsspektrum des Nahversorgungsstandorts ,,Am Giickelsberg” férdert somit die
Nahversorgung des bisher unterversorgten Kernbereichs des Ortsbezirks Mainz-Kostheim.

Mit Abschluss des Bauleitplanverfahrens liegen die planungsrechtlichen Voraussetzungen,
sowohl zur Entwicklung des Nahversorgungsstandorts im dstlichen Geltungsbereich, sowie
zur Sicherung eines Mischgebiets im westlichen Geltungsbereich vor.

Finanzielle Auswirkungen:

Die dem Stadtplanungsamt entstehenden Planungs- und Verwaltungskosten fiir die
Aufstellung des Bebauungsplans in Héhe von ca. 22.500 € zzgl. Nebenkosten werden vom
Vorhabentrager Gbernommen. Hierzu wurde ein stadtebaulicher Vertrag abgeschlossen.

Wertschépfung:

Die vorliegende Planung schafft die Grundlage fur einen Bebauungsplan und ist damit Impuls
fur private Investitionen im Plangebiet.

Zeitplanung:
Es ist geplant im 3. Quartal 2020 den Satzungsbeschluss herbeizufiihren. Danach sollen die
weiteren gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrensschritte durchgefuhrt werden.

Il. Demografische Entwicklung

Die Landeshauptstadt Wiesbaden erfillt mit circa 290 000 Einwohnern (31.12.2018)
vielfaltige oberzentrale Funktionen in der Wachstumsregion Rhein-Main. Mit der historischen
Kernstadt und der landschatftlich reizvollen Lage umgeben von Taunus und Rheingau besitzt
die Stadt eine Vielzahl stadt- und landschaftsraumlicher Qualitaten. Wiesbaden ist Uber das
StralR3en- und Schienennetz sowie den internationalen Flughafen Frankfurt am Main sehr gut
verkehrlich angebunden. Mit dieser hohen Lebensqualitat ist die Stadt attraktiver Standort,
unter anderem fiir die Wohnbevélkerung, Arbeitskrafte und Unternehmen.
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Die Bevolkerungsvorausberechnung des Amtes flr Statistik und Stadtforschung schatzt
einen kontinuierlichen Anstieg der Bevdlkerungszahl um 4,9 Prozent -etwa 14 000 Personen-
bis zum Jahr 2035 auf knapp 304 000 Einwohner.

Damit einhergehend steigt der Bedarf an Grund- und Nahversorgung auf3erhalb der
Einkaufsinnenstadt.

Ill. Umsetzung Barrierefreiheit

Das Amt fur Soziale Arbeit hat mit dem Stadtplanungsamt und dem Bauaufsichtsamt eine
Informationsbroschire tGber barrierefreies Bauen erstellt. Das Heft informiert Uber die
rechtlichen Rahmenbedingungen, die barrierefreie Gestaltung bei Neu- und Umbauten und
Uber Orientierungs- und Informationssysteme. AufRerdem enthélt sie Hinweise auf weitere
Informationen zum Thema Barrierefreiheit

IV. Erganzende Erlduterungen

Zu Beschlussvorschlag Nr. 1:

Am 27.02.2019 wurde die Offentlichkeit nach & 3 Abs. 1 BauGB in Form einer
Burgerversammlung uber die allgemeinen Zwecke und Ziele der Planung, Gber
Planalternativen und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung friihzeitig unterrichtet.
Es bestand Gelegenheit zur AuRerung und Erérterung. Die Dokumentation der
Blrgerversammlung ist der Sitzungsvorlage beigefiigt (Anlage 6).

Die AuBerungen aus den friihzeitigen Beteiligungen wurden im Rahmen der Entwurfsplanung
abgearbeitet.

Im Zeitraum vom 16.08.2019 bis 16.09.2019 wurde der Entwurf des Bebauungsplans nach

§ 3 Abs. 2 BauGB o6ffentlich ausgelegt. Wahrend der 6ffentlichen Auslegung wurden keine
Stellungnahmen zu dem Bebauungsplanentwurf Nahversorgungsstandort ,,Am Guickelsberg*
abgegeben.

Mit Schreiben vom 16.08.2019 wurden die Behérden und sonstige Trager 6ffentlicher
Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB an der beabsichtigten Aufstellung des Bebauungsplans
beteiligt. Es wurden Stellungnahmen zu dem Bebauungsplanentwurf
Nahversorgungsstandort ,,Am Guckelsberg“ vorgebracht.

Einzelheiten zu den Stellungnahmen, die zum Bebauungsplanentwurf vorgebracht wurden,
sind der Anlage 7 zu entnehmen.

Im Umweltbericht (Teil IV der Begriindung) wird der Umgang mit allen umweltrelevanten
Themen dargestellt. Die wichtigsten das Klima betreffenden Mafinahmen sind:

- Zur Entwicklung einer funktionsfahigen Ventilationsachse sieht der Bebauungsplan im
norddstlichen Teilbereich eine bauliche Zasur vor. Die Bebauungsstruktur ist U-férmig in
Richtung Kostheimer LandstralRe getffnet, in welcher Kundenparkplatze zentral angelegt
sind. Die U-férmige Baustruktur im Nordosten wurde zur Sicherung der geforderten
Ventilationsachse in Richtung Maaraue geotffnet.

- Entlang der Bahnlinie im Norden und an den Ubergangen zu den benachbarten Gewerbe-
und Mischbauflachen sind Griinstreifen vorgesehen.

- Die Anordnung der Stellplatze erméglicht eine Pflanzung schattenwerfender Laubb&ume,
so dass die klimatologischen Mindestanforderungen an die Belliftungsachse erfullt werden.

- Die Stellplatzflachen im zentralen Kundenparkplatz und die Fuliwege werden mit
wasserdurchlassigem Material befestigt.

- Die Dachflachen der neu entstehenden Geb&ude sind extensiv zu begriinen.
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- Um die lokalklimatische Situation innerhalb des Plangebiets noch weiter zu optimieren
besteht zusatzlich die Mdglichkeit, vor allem bei rlickseitigen Fassaden, die nur wenige
Fensterflachen aufweisen, diese mit entsprechenden Kletterpflanzen zu begriinen.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 2:

Es wird empfohlen, entsprechend den in der Anlage 7 formulierten und begriindeten
Beschlussvorschlagen zu beschliel3en.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 3:

Der stadtebauliche Vertrag ist mit seinen Fristsetzungen und Kostentragungsregelungen
gesetzliche Voraussetzung der Satzung und wichtiger Bestandteil der
Abwagungsentscheidung der Gemeinde. Nach Abwagung der privaten und 6ffentlichen
Interessen wurde der vorliegende Vertrag in Abstimmung mit dem Vorhabentrager, den
Fachamtern und dem Rechtsamt der Landeshauptstadt Wiesbaden formuliert. Die
stadtischen Interessen werden im stadtebaulichen Vertrag gesichert.

Der Vertrag wird mit der Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplans wirksam.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 4:

Der Satzungsbeschluss ist der abschlieRende Beschluss tiber den Bebauungsplan.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 5:

Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

V. Gepriifte Alternativen

Die umfassende Neuordnung des Plangebiets und die Realisierung eines neuen
Nahversorgungsstandorts sind nach geltendem Planungsrecht nicht mdglich. Der Standort ist
aufgrund der Lage, der GréRRe und der Flachenverfligbarkeit geeignet.

Es besteht daher das Erfordernis, Baurecht durch einen Bebauungsplan zu schaffen.

Wiesbaden, 27. Juli 2020
610320 2066 / sch

Hans-Martin Kessler
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

